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25 . Bundesgesetz: Änderung des Allgemeinen Hochschul-Studiengesetzes
(NR: GP XVIII IA 44/A AB 35 S. 7. BR: AB 4014 S. 535.)

26. Bundesgesetz: Änderung des Heeresgebührengesetzes 1985
(NR: GP XVIII IA 47/A AB 27 S. 7. BR: AB 4006 S. 535.)

25. Bundesgesetz, mit dem das Allgemeine
Hochschul-Studiengesetz geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I
Das Allgemeine Hochschul-Studiengesetz, BGBl.

Nr. 177/1966, zuletzt geändert durch das Bundes-
gesetz BGBl. Nr. 369/1990, wird wie folgt geän-
dert:

1. Dem § 21 Abs. 1 wird folgender Satz angefügt:

„Das zuständige Organ der Universität kann die
Anrechnung von Studien und die Anerkennung von
Prüfungen im Rahmen bestimmter ausländischer
ordentlicher Studien, insbesondere im Rahmen
universitärer Partnerschaften, generell festlegen;
solche Festlegungen sind im Mitteilungsblatt der
betreffenden Universität zu verlautbaren."

2. §21 Abs. 3 lautet:
„(3) Hochschullehrgänge für höhere Studien

oder die wissenschaftliche Tätigkeit in Betrieben
oder außeruniversitären Forschungsinstitutionen,
die eine wissenschaftliche Berufsvorbildung vermit-
teln können, sind entsprechend der Art der
Forschungstätigkeit und der Forschungsprojekte
der betreffenden Institution sowie nach Art und
Umfang der Mitwirkung oder Tätigkeit des
Bewerbers für die Dauer eines ordentlichen
Studiums anzurechnen und allfällige Prüfungen
anzuerkennen. Abs. 1 letzter Satz gilt sinngemäß."

3. Dem § 21 Abs. 5 wird folgender Satz angefügt:

„Abs. 1 letzter Satz gilt sinngemäß."

Artikel II
Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist der

Bundesminister für Wissenschaft und Forschung
betraut.

Waldheim
Vranitzky

26. Bundesgesetz, mit dem das Heeresgebüh-
rengesetz 1985 geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Das Heeresgebührengesetz 1985, BGBl. Nr. 87,
zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl.
Nr. 326/1990, wird wie folgt geändert:

1. Im § 3 Abs. 3 Z 1 wird der Betrag von „65 S"
durch den Betrag von „80 S" ersetzt.

2. Der § 5 Abs. 3 lautet:

„(3) Die Monatsprämie eines Zeitsoldaten, der
nach §2 Abs. 1 lit. b des Wehrgesetzes 1990
eingesetzt ist, erhöht sich

1. für Wehrmänner und Chargen
um 8 000,— S,

2. für Unteroffiziere um 9 200,— S,
3. für Offiziere um 10 800,— S."

3. Im § 5 erhält der bisherige Abs. 3 die
Bezeichnung „Abs. 4".

4. Dem § 48 wird folgender § 49 angefügt:

„Inkrafttreten

§ 49. § 3 Abs. 3 Z 1 und § 5 Abs. 3 in der Fassung
des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 26/1991 treten mit
1. September 1990 in Kraft."

Waldheim
Vranitzky
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